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VON DANIELA KITTNER

ClausRaidl,PräsidentderNa-
tionalbank, Ex-Manager und
bekennendes ÖVP-Mitglied,
im KURIER-Interview über
den aktuellenÖVP-Zustand.

KURIER: Herr Präsident, kön-
nen Sie den Aufstand der West-
achse nachvollziehen?
Claus Raidl: Nein. Es ist eine
Strafe der Geschichte, dass
die Föderalismuspartei ÖVP
am innerparteilichen Föde-
ralismus womöglich noch
zerbrechen wird. Drei ego-
zentrische Landeshaupt-
männer werfen sich, um ihre
Eitelkeit zu befriedigen, lie-
ber auf Bundesthemen, von
denen sie relativ wenig ver-
stehen, als sich um ihre Län-
der zu kümmern. Der Salz-
burger sollte besser sein Fi-
nanzdebakel lösen, und der
Tiroler könnte sich mit den
Agrargemeinschaften be-
schäftigen, und der Vorarl-
berger soll einmal eine Wahl
gewinnen.Esistwirklicheine
Strafe für die ÖVP, dass sie,
die den Föderalismus immer
hochhält, jetzt erlebt, was
die Egozentrik einiger Ober-
föderalisten bedeutet.

Was soll Parteiobmann Spindel-
egger nun machen?

Er muss diesen Landes-
hauptleuten zeigen, dass die
Macht im Bund liegt und
nicht in der Selbstdarstel-
lungskunst einiger Landes-
hauptleute. Er muss seine
Macht als Parteichef einset-
zenund– imRahmenderGe-
setze – auch als Finanzminis-
ter diese Landeshauptleute
zurRäsonbringen.

Aber die Länder sitzen doch am
längeren Ast. Sie haben über ih-
re Abgeordneten die Existenz
der Regierung in der Hand.

Es ist verfassungsrecht-
lich bedenklich, wenn Lan-
deshauptleute Abgeordnete
aus ihren Bundesländern so
als Art Leibeigene betrach-
ten und sich einbilden, dass
sie frei gewählte Mandatare
steuern können, wie sie ab-
stimmen, oder ob sie an Sit-
zungen teilnehmen. Das ist
einfachunerträglich.

„Egozentrik der Föderalisten“
ÖVP.ClausRaidl rätSpindelegger, Landeshauptleute zubremsenunddieÖVPzuverbreitern

Bei dem Zwist geht es auch um
Inhalte. So würde Wilfried Has-
lauer Vermögenssteuern akzep-
tieren, wenn man im Gegenzug
die Steuern auf Arbeit senkt.

Es ist unfassbar, dass ein
Landeshauptmann einfach
so an einer Grundsäule der
ÖVP rüttelt. Die ÖVP hegt in
der Steuerpolitik zu Recht
den Grundsatz, Substanz
soll nicht besteuert werden.
Offensichtlich besteht in der
ÖVP über grundlegende Fra-
gen keine gemeinsame Ba-
sis. Jetzt ist es die Aufgabe,
diese gemeinsame Basis her-

zustellen. Man sollte aus
dem Wahlprogramm und
Spindeleggers „Österreich
2025“einkurzesAktionspro-
gramm machen, damit wie-
der alle wissen, wofür die
ÖVPeintritt.

Von dem Programm „Öster-
reich 2025“ hat sich Spindeleg-
ger schon verabschiedet.

Man sollte es dennoch
wieder aufnehmen.

Der innerparteiliche Zwist in
der ÖVP dreht sich auch um
Gymnasium oder Gesamtschu-

le. Aufwelcher Seite stehen Sie?
In dem Aktionspro-

gramm sollte auch diese Fra-
ge eindeutig ausdiskutiert
werden. Ich bin in den USA
in eine differenzierte Ge-
samtschule gegangen. Sie er-
fordertganzanderearchitek-
tonische und organisatori-
sche Voraussetzungen als
wir sie haben.Manmuss sich
zuerst einmal konkrete Mo-
delleanschauen,wieeineGe-
samtschule aussieht, bevor
man loslegt. Die Antipoden –
das Gymnasium ist die Elite-
ausbildung und die Gesamt-

schule die Nivellierung nach
unten – müssen ausdisku-
tiert werden. Das Volksbe-
gehrenvonHannesAndrosch
hatte die richtigen Ansätze,
ichhabees auchunterschrie-
ben und bedaure, dass es
nicht weiter verfolgt wurde.
Die ÖVP muss programma-
tisch breiterwerdenund auf-
hören, nur eine Partei der BB
zu sein, der Beamten und
der Bauern. Mit einem Ak-
tionsprogramm könnte man
inhaltlich und bei den Wäh-
lergruppen breiter werden.
Der Parteiobmann wäre gut
beraten, dies zu tun.

Warum nehmen Sie die Steirer,
die genau so rebellisch sind, von
Ihrer Kritik aus?

Die Steirer sehe ich etwas
anders,weil siewirklicheRe-
formen umsetzen. Offenbar
kannmanReformennurum-
setzen,wenndiePolitikeran-
kündigen,dasssienichtmehr
kandidieren. Vielleicht soll-
ten Faymann und Spindeleg-
ger auch ankündigen, dass
das ihre letzte Periode ist.
Sie könnten sagen, das gibt
unsjetztdenMut,richtigeRe-
formen zu machen. Die Re-
gierungbrauchtauchschnel-
le Erfolge. Sie könnte zum
Beispiel sofort den Bundes-
rat ersatzlos streichen. Da
würde man sagen: Hoppla,
dawird regiert.

Ein anderer Landeshauptmann,
Josef Pühringer, hat jetzt eine
vierte Medizin-Uni durchge-
setzt, obwohl die bestehenden
drei unter Geldmangel leiden.
Was halten Sie davon?

Ich halte die MedUni in
Linz nicht für notwendig. Es
ist zu bedauern, dass sich die
Oberösterreicher nicht et-
was völlig Neues ausgedacht
haben, etwa eine For-
schungs- oder Fortbildungs-
stätte. Niederösterreich hat
das getan, das ISTA (Institute
of Science & Technology) ist ein-
malig, auch europaweit. Die
Oberösterreicher jedochma-
chen more of the same. Hier
sieht man: Ein starker Lan-
deshauptmann muss inner-
parteilich bei Dingen, die
nicht im Bundesinteresse
sind, eingebremstwerden.
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ÖVP zahlte 96.000
Euro Spende zurück
Telekom. DieÖVPhateine
96.000Euro-Wahlkampf-
spendeausdemJahr2008
andieTelekomzurückge-
zahlt. LautStandardent-
gehtdieParteidadurch
derStrafverfolgung. In
derÖVPstehtmanauf
demStandpunkt,die
Spendesei zulässiggewe-
sen.DerVorganghabesich
abernichtgenaurekon-
struieren lassen,deshalb
habemangezahlt.Be-
kanntwurdedieZahlung
imKorruptionsuntersu-
chungsausschuss.Die
Staatsanwaltschafthatte
Ermittlungenwegendes
VerdachtsderUntreue
eingeleitet.Diesedürften
nuneingestelltwerden.

EU-Kommission
prüft Causa Ungarn
Enteignungen. DieEU-
Kommissionprüft jetztdie
VorwürfeÖsterreichs im
Zusammenhangmitden
drohendenEnteignungen
heimischerBauern inUn-
garn.Landwirtschaftsmi-
nisterAndräRupprechter
hattedieneuenBodenge-
setze inUngarnals „Ent-
eignung“derösterreichi-
schenBauernbezeichnet,
„dienichtzuakzeptieren“
undnichtEU-rechtskon-
formseien.EineKommis-
sionssprecherinerklärte,
dieseVorwürfe sehesich
dieBehördean. „Unter
keinenUmständenkann
eseinewillkürlicheDiskri-
minierungzwischenein-
heimischenundanderen
EU-Bürgerngeben“.

Breite Kritik am
Steuerpaket
Belastungen. ScharfeKri-
tikamSteuerpaketderRe-
gierungkommtvonAuto-
fahrernundTabakindust-
rie.Problemehatdieabge-
laufeneBegutachtung
auchbeiDetailsdesAbga-
benänderungsgesetzes
aufgezeigt:Sohinterfragt
derVerfassungsdienstdas
VorgehenderPolitikbeim
Glücksspielgesetz,dieAK
fordertEinschränkungen
fürKonzerne.

Doch so lange ist es noch
nicht her: Karmasins Anteile
an ihrer „Motivforschung“
wurden erst am 17. Jänner
gelöscht, dieAnteile hält nun
ihr Mann – wie auch bei Gal-
lup. Und: „Es wird keine öf-
fentlichen Aufträge an diese
Firmen geben, das hat die
Frau Minister sehr deutlich
gemacht“,sagteeinSprecher.

Auch der neue Justizmi-
nister Wolfgang Brandstet-
termusste nun seine Karten,
sprich Firmenbeteiligungen,
auf den Tisch der Ausschuss-
mitglieder legen. Darunter
eine ob ihres Namens auffäl-
lige Wiener „Petrocelli
GmbH“, offensichtlich be-
nannt nach der gleichnami-
genUS-Anwaltserie.

Zuerst gab es Verwirrung,
unterPetrocelli firmiertoffizi-
ell ein Frisörsalon. Ein Spre-
cherklärtespäterauf,eshand-
lesichumeinBeratungsunter-
nehmen–offenbar einEintra-
gungsfehler im Firmenbuch.
Außerdem: „Wir übergeben
alle Firmenanteile an einen
Treuhänder“,sagtederBrand-
stetter-Sprecher. Damit ist die
Sache auch für den Unverein-
barkeitsausschusserledigt.

Dort werden öffentliche
Aufträge aneinUnternehmen
nur dann verboten, wenn ein
Regierungsmitglied mehr als
25 Prozent der Firmenanteile
hält. Etwas anders verhält es
sich bei Nebenjobs von Politi-
kern. Die darf der Ausschuss
theoretischsogarverbieten.

Unvereinbarkeit. Justizchefübergibt seineFirmaanTreuhänder,Karmasin liquidiert „Intelligence“

Kurz als unfreiwilliger
Werbestar

PARADESTUDENT
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Eigentlich galt das Hauptin-
teresse der Zukunft der Kar-
masinMotivforschung sowie
des Gallup Instituts, beides
ehemalige Unternehmen der
neuen Familienministerin
SophieKarmasin.

Doch der parlamentari-
sche Unvereinbarkeitsaus-
schuss bekam am Mittwoch,
bei seiner ersten regulären
Sitzung, lediglich eine Mel-
dung über die Liquidation
der relativ kleinen Bera-
tungsfirma „Sophie Karma-
sin Market Intelligence
GmbH“vorgelegt.

Die etwas flapsige Be-
gründung aus Karmasins Ka-
binett: „Wir müssen nicht al-
lesmelden,wasindenletzten
zehnJahrenpassiert ist.“

Brandstetter dankt als „Petrocelli“ ab
REGIERUNG & PARLAMENT

Die Grünen stellten dazu
am Mittwoch zwei Anträge,
doch die rot-schwarze Aus-
schuss-Mehrheitblockteab.

Fall 1:Kai JanKrainer ist
SPÖ-Finanzsprecher im Par-
lament und verdient knapp
4000 Euro zusätzlich in ei-
nem neuen 20-Stunden-Job
alswirtschaftspolitischer Be-
rater imKabinettvonKanzler
Werner Faymann. Der Aus-
schuss segnetedasab.

Fall 2: ÖVP-Verfassungs-
sprecherWolfgangGerstlar-
beitetnebenbeiinderRechts-
sektion des ÖVP-geführten
Innenministeriums. Auch
hier sieht die Ausschuss-
Mehrheit keine Unvereinbar-
keit.Er selbstauchnicht.

– MICHAEL BACHNER

Da soll noch jemand sagen,
die Schweizer hätten keinen
Humor: Seit einigenWochen
schaltet die Hochschule für
AngewandteWissenschaften
in Winterthur in der Neuen
Zürcher Zeitung Inserate mit
dem Konterfei von Öster-
reichs Außenminister Sebas-
tianKurz.Geworbenwirdda-
bei für einen Kurs „Foreign
AffairsandAppliedDiploma-
cy“, im Inseratwird die Frage
gestellt, ob Kurz auch den
Kurs besuche. „Dabei würde
Kurz die formalen Aufnah-
mekriterien gar nicht erfül-
len“, sagt Studienleiter Max
Schweizer, da dieser (noch)
kein abgeschlossenes Studi-
umhat.Aufnehmenwürdeer
Kurzdennoch.

Skepsis. Wie der KURIER be-
richtete, sollen Direktoren
von AHS und BHS künftig in
AbstimmungmitdenLandes-
schulbehörden per Internet
ihrPersonaleinfacheralsder-
zeit auswählen können. Den
Direktoren soll so ein besse-
rer Überblick über die Quali-
fikation der Bewerber er-
möglichtwerden.

Die Lehrer-Gewerkschaft
ist skeptisch: „Noch kennen
wirdasSystemnicht, es klingt
grundsätzlich wie das beste-
hende System, nur eben auch
online“, sagt AHS-Gewerk-
schafter Quin. „Aber wie will
dasMinisteriumbewerkstelli-
gen, dass dann auch Schulen
in exponierten Lagen gute
Lehrerbekommen?“

Gewerkschaft
warnt vor neuer
Personalsuche

LEHRERAUSWAHL

„Spindelegger muss
mit seiner Macht als
Finanzminister diese

Landeshauptleute zur
Räson bringen.“

Claus Raidl
Präsident der Nationalbank
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